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Textgegenüberstellung 
   

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 8. (1) bis (2)… § 8. (1) bis (2)… 

 (2a) Personen, die aufgrund einer gesundheitlichen Beeinträchtigung eine 
befristete Lenkberechtigung erhalten und zu deren Verlängerung ein ärztliches 
Gutachten erbringen müssen, sind hinsichtlich der zur Erlangung des ärztlichen 
Gutachtens erforderlichen Schriften und der Ausstellung des neuen 
Führerscheines im Zuge dieser Verlängerung von Stempelgebühren und 
Verwaltungsabgaben befreit. Für die Ausstellung des Führerscheines ist jedoch 
ein Kostenersatz zu leisten, der jener Gebietskörperschaft zukommt, die den 
Aufwand für die Behörde zu tragen hat, die die Herstellung des Führerscheines in 
Auftrag gegeben hat. Die Höhe dieses Kostenersatzes ist durch Verordnung der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie festzusetzen. 

(3)… (3)… 
(3a) Die Dauer der Befristung ist vom Zeitpunkt der Ausfertigung des 

amtsärztlichen Gutachtens zu berechnen. 
(3a) Die Dauer der Befristung ist vom Zeitpunkt der Ausfertigung des 

amtsärztlichen Gutachtens zu berechnen. Einen Antrag auf Verlängerung einer 
Lenkberechtigung kann die antragstellende Person bei der Behörde ihrer Wahl 
innerhalb des Bundesgebietes einbringen; diese Behörde hat darüber zu 
entscheiden. 

(4) bis (6)… (4) bis (6)… 
§ 11a. (1) bis (5)… § 11a. (1) bis (5)… 
(6) Zum Zweck der Übertragung der Prüfungsdaten ins Führerscheinregister 

haben die Fahrschulen die Daten gemäß Abs. 2 und 5 in ihrer Funktion als 
Auftragsverarbeiter bis zwei Wochen nach Ablegung der theoretischen 
Fahrprüfung aufzubewahren. Die Daten gemäß Abs. 2 und 5 sind drei Jahre nach 
Ablegung der theoretischen Fahrprüfung durch die in Abs. 1 genannte Behörde zu 
anonymisieren. Die anonymisierten Daten dürfen für statistische Auswertungen 
im Zusammenhang mit der theoretischen Fahrprüfung herangezogen werden. 

(6) Zum Zweck der Übertragung der Prüfungsdaten ins Führerscheinregister 
und zur weiteren Administration des Führerscheinverfahrens sind die Daten 
gemäß Abs. 2 und 5 bei den Fahrschulen in ihrer Funktion als Auftragsverarbeiter 
bis 18 Monate nach Ablegung der theoretischen Fahrprüfung aufzubewahren und 
sind sodann automationsunterstützt zu löschen. Die Daten gemäß Abs. 2 und 5 
sind drei Jahre nach Ablegung der theoretischen Fahrprüfung durch die in Abs. 1 
genannte Behörde zu anonymisieren. Die anonymisierten Daten dürfen für 
statistische Auswertungen im Zusammenhang mit der theoretischen Fahrprüfung 
herangezogen werden. 
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§ 15. (1) Ein neuer Führerschein darf in den im Abs. 2 genannten Fällen 
unabhängig vom Wohnsitz des Antragstellers auf Antrag von jeder 
Führerscheinbehörde im Bundesgebiet ausgestellt werden. Hat ein Besitzer eines 
österreichischen Führerscheines seinen Wohnsitz (§ 5 Abs. 1 Z 1) in einen Nicht-
EWR-Staat verlegt, so ist ein neuer Führerschein von der letzten 
Ausstellungsbehörde auszustellen. Ein neuer vorläufiger Führerschein darf 
formlos, kostenfrei und ohne Antrag unabhängig vom Wohnsitz der betreffenden 
Person von jeder Führerscheinbehörde im Bundesgebiet in den im Abs. 2 
genannten Fällen ausgestellt werden. Die Gültigkeitsdauer des neuen vorläufigen 
Führerscheines darf jedoch nicht länger als die des zuvor ausgestellten vorläufigen 
Führerscheines sein. 

§ 15. (1) Ein neuer Führerschein darf unabhängig vom Wohnsitz des 
Antragstellers auf Antrag von jeder Führerscheinbehörde im Bundesgebiet 
ausgestellt werden. Hat ein Besitzer eines österreichischen Führerscheines seinen 
Wohnsitz (§ 5 Abs. 1 Z 1) in einen Nicht-EWR-Staat verlegt, so ist ein neuer 
Führerschein von der letzten Ausstellungsbehörde auszustellen. Ein neuer 
vorläufiger Führerschein darf formlos, kostenfrei und ohne Antrag unabhängig 
vom Wohnsitz der betreffenden Person von jeder Führerscheinbehörde im 
Bundesgebiet in den im Abs. 2 genannten Fällen ausgestellt werden. Die 
Gültigkeitsdauer des neuen vorläufigen Führerscheines darf jedoch nicht länger 
als die des zuvor ausgestellten vorläufigen Führerscheines sein. 

(2) bis (5)… (2) bis (5)… 
§ 17. (1)… § 17. (1)… 
(2) Registerdaten gemäß § 16a sind nach folgenden Kriterien logisch zu 

löschen: 
(2) Registerdaten gemäß § 16a sind nach folgenden Kriterien logisch zu 

löschen: 
 1. Daten über ausgestellte Führerscheine sowie sämtliche Verfahrensdaten 

nach der Mitteilung über das Ableben des Besitzers, spätestens aber 100 
Jahre nach der erstmaligen Erteilung einer Lenkberechtigung; 

 1. Daten über ausgestellte Führerscheine sowie sämtliche Verfahrensdaten 
nach der Mitteilung über das Ableben des Besitzers, spätestens aber 100 
Jahre nach der erstmaligen Erteilung einer Lenkberechtigung; 

 2. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 4 lit. a und b fünf Jahre nach Zustellung des 
Bescheides über die Anordnung der Nachschulung oder Verlängerung 
der Probezeit; 

 2. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 4 lit. a und b fünf Jahre nach Zustellung des 
Bescheides über die Anordnung der Nachschulung oder Verlängerung 
der Probezeit; 

 3. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 4 lit. c bis e und § 16a Abs. 1 Z 5 lit. a bis e 
fünf Jahre nach Begehung der dem Verfahren zugrundeliegenden 
strafbaren Handlung oder fünf Jahre nach Zustellung des 
Entziehungsbescheides oder Bescheides mit dem ein Lenkverbot 
ausgesprochen wurde; eine Löschung hat jedoch nicht zu erfolgen, wenn 
die Entziehung einer Lenkberechtigung oder der Ausspruch eines 
Lenkverbotes für die Dauer von mehr als 18 Monaten erfolgt ist; 

 3. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 4 lit. c bis e und § 16a Abs. 1 Z 5 lit. a bis e 
fünf Jahre nach Begehung der dem Verfahren zugrundeliegenden 
strafbaren Handlung oder fünf Jahre nach Zustellung des 
Entziehungsbescheides oder Bescheides mit dem ein Lenkverbot 
ausgesprochen wurde; eine Löschung hat jedoch nicht zu erfolgen, wenn 
die Entziehung einer Lenkberechtigung oder der Ausspruch eines 
Lenkverbotes für die Dauer von mehr als 18 Monaten erfolgt ist; 

 4. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 6 ein Jahr nach der Beendigung der Tätigkeit 
als Begleiter, spätestens jedoch fünf Jahre nach Antragstellung; 

 4. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 6 ein Jahr nach der Beendigung der Tätigkeit 
als Begleiter, spätestens jedoch fünf Jahre nach Antragstellung; 

 5. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 4 lit. h und § 16a Abs. 1 Z 5 lit. f mit 
Tilgung der Strafe; 

 5. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 4 lit. h und § 16a Abs. 1 Z 5 lit. f mit 
Tilgung der Strafe; 

 6. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 11 lit. e bis i zehn Jahre nach deren 
Eintragung oder der letzten Änderung des jeweiligen Datensatzes. 

 6. Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 11 lit. e bis i zehn Jahre nach deren 
Eintragung oder der letzten Änderung des jeweiligen Datensatzes. 
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Spätestens mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die logische Löschung erfolgte, 
sind die Registerdaten auch physisch zu löschen. Wenn alle zu einer Person 
gehörigen Daten gemäß § 16a Abs. 1 Z 2 bis 8 gelöscht wurden, so ist auch der 
betreffende Personendatensatz (§ 16a Abs. 1 Z 1) zu löschen. 

Spätestens ein Jahr nach der logischen Löschung sind die Registerdaten auch 
physisch zu löschen. Wenn alle zu einer Person gehörigen Daten gemäß § 16a 
Abs. 1 Z 2 bis 8 gelöscht wurden, so ist auch der betreffende Personendatensatz 
(§ 16a Abs. 1 Z 1) zu löschen. 

§ 23. (1) bis (3a)… § 23. (1) bis (3a)… 
 (3b) Einen Antrag auf Erteilung einer Lenkberechtigung gemäß Abs. 3 kann 

die antragstellende Person bei der Behörde ihrer Wahl innerhalb des 
Bundesgebietes einbringen; diese Behörde hat darüber zu entscheiden. Dies gilt 
auch in den in Abs. 3a genannten Fällen. 

(4) bis (6)… (4) bis (6)… 
§ 41. (1) bis (14)… § 41. (1) bis (14)… 

 (15) § 8 Abs. 2a ist auch auf jene Verfahren auf Verlängerung der 
Lenkberechtigung anzuwenden, bei denen der Antrag vor dem 1. August 2022 
gestellt worden ist. 

§ 43. (1) bis (32)… § 43. (1) bis (32)… 
 (33) § 8 Abs. 2a und 3a, § 11a Abs. 6, § 15 Abs. 1, § 17 Abs. 2, § 23 Abs. 

3b, § 41 Abs. 15 und § 44 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2022 treten mit 1. August 2022 in Kraft. 

§ 44. (1) bis (3)… § 44. (1) bis (3)… 
(4) Mit der Vollziehung der §§ 17a Abs. 2 soweit es um Stempelgebühren 

und Verwaltungsabgaben geht und 22 Abs. 1 jeweils letzter Satz ist der 
Bundesminister für Finanzen betraut. 

(5)… 

(4) Mit der Vollziehung des § 8 Abs. 2a und § 17a Abs. 2, soweit es um 
Stempelgebühren und Verwaltungsabgaben geht, und § 22 Abs. 1 jeweils letzter 
Satz ist der Bundesminister für Finanzen betraut. 

(5)… 
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